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(zu Drucksache 7/250) 


Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 


Gegenäußerung der Bundesregierung zu der Stellungnahme des 
Bundesrates zu dem Entwurf eines Zweiten Gesetzes über die Erhöhung 
von Dienst- und Besoldungsbezügen in Bund und Ländern 
(Zweites Besoldungserhöhungsgesetz) 


Zu 1. 

Die Bundesregierung wird die Frage eines Hinaus- 
schiebens des gegenwärtig geltenden Endstichtages 
vom 30. Juni 1971 für die Gewährung eines Erhö- 
hungszuschlages an Versorgungsempfänger prüfen 
und sich im weiteren Verlauf des Gesetzgebungs- 
verfahrens dazu äußern. 

Zu 2. 

Die Bundesregierung weist darauf hin, daß bei 
einer Vorverlegung des Inkrafttretens des Arti- 
kels IV (Weitere Anpassung der Versorgungs- 
bezüge) vom 1. Juli 1973 auf den 1. Januar 1973 


allein beim Bund folgende Mehrkosten entstehen 
würden: 

Bund 13,0 Millionen DM, 

Bundesbahn 11,8 Millionen DM, 

Bundespost 6,9 Millionen DM. 

Hinsichtlich der Dienstaufwandsentschädigung für 
die Mitglieder des Bundesverfassungsgerichts un- 
terstützt die Bundesregierung das Anliegen, im An- 
schluß an die Regelung des Ersten Gesetzes zur 
Vereinheitlichung und Neuregelung des Besoldungs- 
rechts in Bund und Ländern vom 18. März 1971 
(Bundesgesetzbl. I S. 208) die Vorschriften über die 
Dienstaufwandsentschädigung zu ändern. 
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